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6 7 3 . Verordnung: Berufsbezeichnung für Absolventen des Hochschullehrganges für Öffentlich-
keitsarbeit

6 7 4 . Verordnung: Sprengelverordnung für den Jugendstrafvollzug
6 7 5 . Verordnung: Außergewöhnliche Belastungen
6 7 6 . Kundmachung: Aufhebung einer Regelung der Geschäftsordnung für die Rechtsanwaltskammer

Wien und deren Ausschuß durch den Verfassungsgerichtshof wegen Gesetz-
widrigkeit

6 7 7 . Kundmachung: Aufhebung des §170 Abs. 2 des Finanzstrafgesetzes durch den Verfassungs-
gerichtshof

673. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 27. Novem-
ber 1988 über die Berufsbezeichnung für
Absolventen des Hochschullehrganges für

Öffentlichkeitsarbeit

Gemäß § 18 Abs. 1 AHStG, BGBl. Nr. 177/
1966, in der Fassung der Novelle BGBl. Nr. 332/
1981 wird verordnet:

§ 1. Der Rektor der Universität Wien hat Absol-
venten des von der Grund- und Integrativwissen-
schaftlichen Fakultät dieser Universität durchge-
führten allgemeinen Hochschullehrganges für
Öffentlichkeitsarbeit (PR) nach Besuch der Lehr-
veranstaltungen über die Pflicht- und Wahlfächer
im Gesamtausmaß von wenigstens 40 Wochenstun-
den und erfolgreicher Ablegung der mündlich kom-
missionellen Abschlußprüfung die Berufsbezeich-
nung „Akademisch geprüfter PR-Berater" zu ver-
leihen.

§ 2. Diese Verordnung tritt am 1. Dezember
1988 in Kraft.

Tuppy

674. Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 2. Dezember 1988 über die Zustän-
digkeit der Anstalten zum Vollzug von Frei-
heitsstrafen und der mit Freiheitsentziehung
verbundenen vorbeugenden Maßnahmen an
Jugendlichen sowie über den Vollzug der
Untersuchungshaft an weiblichen Jugendlichen

(Sprengelverordnung für den Jugendstrafvollzug)

Auf Grund der §§ 9 Abs. 5 und 10 Abs. 1 des
Strafvollzugsgesetzes, BGBl. Nr. 144/1969, und
der §§ 51, 55 Abs. 1 bis 3 und 6, 56 und 57 des

Jugendgerichtsgesetzes 1988, BGBl. Nr. 599, sowie
unter sinngemäßer Anwendung des § 185 der Straf-
prozeßordnung 1975, BGBl. Nr. 631, in Verbin-
dung mit § 31 des Jugendgerichtsgesetzes 1988
wird verordnet:

Strafvollzug an männlichen Jugendlichen

§ 1. (1) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit sechs
Monate übersteigt, sind an männlichen Jugendli-
chen in der Sonderanstalt für Jugendliche Geras-
dorf zu vollziehen.

(2) Das Bundesministerium für Justiz hat eine
andere Anstalt zum Vollzug zu bestimmen, wenn
dadurch die Aufgaben des Jugendstrafvollzuges
(§ 53 des Jugendgerichtsgesetzes 1988) insbeson-
dere wegen der örtlichen Lage der Anstalt in der
Nähe des gewohnten sozialen Nahbereiches des
Jugendlichen oder wegen besserer Ausbildungs-
oder Arbeitsmöglichkeiten besser wahrgenommen
werden können.

§ 2. Freiheitsstrafen, deren Strafzeit sechs
Monate nicht übersteigt, sind an männlichen
Jugendlichen in den nach § 9 Abs. 3 und 4 des
Strafvollzugsgesetzes für Erwachsene zuständigen
Gefangenenhäusern der Gerichtshöfe mit der Maß-
gabe zu vollziehen, daß an die Stelle des Gefange-
nenhauses des Landesgerichtes für Strafsachen
Wien und, soweit die Strafzeit drei Monate über-
steigt, auch an die Stelle aller anderen Gefangenen-
häuser im Sprengel des Oberlandesgerichtes Wien
das Gefangenenhaus des Jugendgerichtshofes Wien
tritt.

Strafvollzug an weiblichen Jugendlichen

§ 3. (1) Freiheitsstrafen, deren Strafzeit sechs
Monate übersteigt, sind an weiblichen Jugendlichen
in der Jugendabteilung der Strafvollzugsanstalt
Schwarzau zu vollziehen.
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(2) Das Bundesministerium für Justiz hat eine
andere Anstalt zum Vollzug zu bestimmen, wenn
die im § 1 Abs. 2 genannten Voraussetzungen vor-
liegen.

§ 4. Freiheitsstrafen, deren Strafzeit sechs
Monate nicht übersteigt, sind an weiblichen
Jugendlichen in den nach § 9 Abs. 3 und 4 des
Strafvollzugsgesetzes in Verbindung mit § 2 der
Sprengelverordnung für den Strafvollzug, BGBl.
Nr. 740/1974, für Erwachsene zuständigen Gefan-
genenhäusern der Gerichtshöfe mit der Maßgabe
zu vollziehen, daß, soweit die Strafzeit drei Monate
übersteigt, an die Stelle aller Gefangenenhäuser im
Sprengel des Oberlandesgerichtes Wien die
Jugendabteilung der Strafvollzugsanstalt Schwar-
zau tritt.

Vollzug mit Freiheitsentziehung verbundener vor-
beugender Maßnahmen

§ 5. (1) Die Unterbringung in einer Anstalt für
geistig abnorme Rechtsbrecher nach § 21 Abs. 2 des
Strafgesetzbuches ist an männlichen Jugendlichen
in der Sonderanstalt für Jugendliche Gerasdorf, an
weiblichen Jugendlichen in der Jugendabteilung
der Strafvollzugsanstalt Schwarzau zu vollziehen.

(2) Die Unterbringung in einer Anstalt für ent-
wöhnungsbedürftige Rechtsbrecher nach § 22 des
Strafgesetzbuches ist an männlichen Jugendlichen
in der Sonderanstalt Wien-Favoriten, an weiblichen
Jugendlichen in der Jugendabteilung der Strafvoll-
zugsanstalt Schwarzau zu vollziehen.

(3) Das Bundesministerium für Justiz hat die
Zuständigkeit einer anderen als der nach Abs. 1
oder 2 zuständigen Anstalt anzuordnen, wenn
dadurch die Aufgaben des Maßnahmenvollzuges
insbesondere wegen der Behandlungsmöglichkei-
ten, wegen der örtlichen Lage der Anstalt in der
Nähe des gewohnten sozialen Nahbereiches des
Jugendlichen oder wegen besserer Ausbildungs-
oder Arbeitsmöglichkeiten besser wahrgenommen
werden können.

Erwachsene Strafgefangene und Untergebrachte,
die dem Jugendstraf- oder -maßnahmenvollzug

unterstellt sind

§ 6. Die §§ 1 bis 5 gelten auch für erwachsene
Strafgefangene und Untergebrachte, die dem
Jugendstraf- oder -maßnahmenvollzug unterstellt
sind.

Vollzug der Untersuchungshaft an weiblichen
Jugendlichen im Sprengel des Jugendgerichtshofes

Wien

§ 7. Weibliche jugendliche Untersuchungshäft-
linge sind statt im Gefangenenhaus des Jugendge-
richtshofes Wien im Gefangenenhaus des Landes-
gerichtes für Strafsachen Wien anzuhalten.

Schlußbestimmungen

§8. ,(1) Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner
1989 in Kraft.

(2) Mit Ablauf des 31. Dezember 1988 treten
außer Kraft:

1. die Sprengelverordnung für den Jugendstraf-
vollzug, BGBl. Nr. 160/1975, sowie

2. die Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 26. Juli 1976 über den Vollzug von
Freiheitsstrafen und über den Vollzug der
Untersuchungshaft an weiblichen Jugendli-
chen im Sprengel des Jugendgerichtshofes
Wien, BGBl. Nr. 410.

Foregger

675. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 5. Dezember 1988 über außer-

gewöhnliche Belastungen

Gemäß §§ 34 und 35 des Einkommensteuergeset-
zes 1988, BGBl. Nr. 400, wird verordnet:

§ 1. Zusätzlich zu den Pauschbeträgen gemäß
§ 35 Abs. 3 EStG 1988 sind als Mehraufwendungen
wegen Krankendiätverpflegung ohne Nachweis der
tatsächlichen Kosten bei

— Tuberkulose oder Zuckerkrankheit 950 S
— Gallen-, Leber- oder Nierenkrank-

heit 700 S
— Magenkrankheit, Zöliakie oder

einer anderen inneren Krankheit . . 550 S
pro Kalendermonat zu berücksichtigen. Bei einer
Minderung der Erwerbsfähigkeit von weniger als
25% sind die angeführten Beträge ohne Nachweis
der tatsächlichen Kosten nach Abzug des Selbstbe-
haltes gemäß § 34 Abs. 4 EStG 1988 zu berücksich-
tigen.

§ 2. Bei Zusammentreffen mehrerer Krankheiten
im Sinne des § 1 ist der höhere Pauschbetrag zu
berücksichtigen.

§ 3. Zusätzlich zu den Pauschbeträgen gemäß
§ 35 Abs. 3 EStG 1988 und § 1 ist für Körperbehin-
derte, die zur Fortbewegung ein eigenes Kraftfahr-
zeug benützen, zur Abgeltung der Mehraufwen-
dungen für besondere Behindertenvorrichtungen
und für den Umstand, daß ein Massenbeförde-
rungsmittel auf Grund der Behinderung nicht
benützt werden kann, ein Freibetrag von 2 100 S
monatlich zu berücksichtigen. Die Körperbehinde-
rung ist durch eine Bescheinigung gemäß § 29 b der
Straßenverkehrsordnung 1960 oder einen Bescheid
über die Befreiung von der Kraftfahrzeugsteuer
gemäß § 2 Abs. 2 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes
1952 nachzuweisen.

Bei einem Gehbehinderten mit einer mindestens
50%igen Erwerbsminderung, der über kein eigenes
Kraftfahrzeug verfügt, sind die Aufwendungen für
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Taxifahrten bis zu einem Betrag von monatlich
2 100 S zusätzlich zu den Pauschbeträgen gemäß
§ 35 Abs. 3 EStG 1988 und § 1 als außergewöhnli-
che Belastung gemäß § 34 Abs. 6 EStG 1988 zu
berücksichtigen.

§ 4. Zusätzlich zu den Pauschbeträgen gemäß
§ 35 Abs. 3 EStG 1988 und § 1 sind nicht regelmä-
ßig anfallende Aufwendungen für Hilfsmittel (zB
Rollstuhl, Hörgerät, Blindenhilfsmittel und derglei-
chen) im nachgewiesenen Ausmaß als außerge-
wöhnliche Belastung gemäß § 34 Abs. 6 EStG 1988
zu berücksichtigen.

§ 5. Mehraufwendungen des Steuerpflichtigen
für unterhaltsberechtigte Personen, für die gemäß
§ 8 Abs. 4 des Familienlastenausgleichsgesetzes
1967 erhöhte Familienbeihilfe gewährt wird, sind
ohne Nachweis der tatsächlichen Kosten mit
monatlich 3 600 S gemäß § 34 Abs. 6 EStG 1988 zu
berücksichtigen. Sind mehrere Steuerpflichtige
unterhaltspflichtig, dann ist der Pauschbetrag im
Verhältnis der Kostentragung aufzuteilen. Weist
nur einer der Unterhaltspflichtigen seine höheren
Mehraufwendungen nach, dann ist beim anderen
Unterhaltspflichtigen der Pauschbetrag von 3 600 S
um die nachgewiesenen Mehraufwendungen zu
kürzen.

§ 6. Der Pauschbetrag gemäß § 34 Abs. 8 EStG
1988 ist bei mehreren Unterhaltspflichtigen im Ver-
hältnis der Kostentragung für die Berufsausbildung
aufzuteilen. Der Pauschbetrag steht auch während
der Schul- und Studienferien zu.

§ 7. Diese Verordnung ist anzuwenden,
1. wenn die Einkommensteuer veranlagt wird,

erstmalig bei der Veranlagung für das Kalen-
derjahr 1989,

2. wenn die Einkommensteuer (Lohnsteuer)
durch Abzug eingehoben oder durch Jahres-
ausgleich festgesetzt wird, für Lohnzahlungs-
zeiträume, die nach dem 31. Dezember 1988
enden.

Lacina

676. Kundmachung des Bundesministers für
Justiz vom 2. Dezember 1988 über die Aufhe-
bung einer Regelung der Geschäftsordnung
für die Rechtsanwaltskammer Wien und deren
Ausschuß durch den Verfassungsgerichtshof

wegen Gesetzwidrigkeit

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und §60 Abs. 2
des Verfassungsgerichtshofgesetzes 1953 wird
kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis
vom 1. Oktober 1988, V 30, 31/88-8, dem Bundes-
minister für Justiz zugestellt am 1. Dezember 1988,
die Wendung „und d" im § 43 Abs. 1 der
Geschäftsordnung für die Rechtsanwaltskammer
Wien und deren Ausschuß (kundgemacht als
„Geschäftsordnung für die Rechtsanwaltskammer
für Wien, Niederösterreich und das Burgenland
und deren Ausschuß" im österreichischen Anwalts-
blatt Jg. 1974, Heft 7) als gesetzwidrig aufgehoben.

Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Septem-
ber 1989 in Kraft.

Foregger

677. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Dezember 1988 über die Aufhebung des
§ 170 Abs. 2 des Finanzstrafgesetzes durch den

Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 5 und 6 B-VG und gemäß

§§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 7. Oktober 1988, G 5/88-11, dem Bundes-
kanzler zugestellt am 23. November 1988, § 170
Abs. 2 des Finanzstrafgesetzes, BGBl. Nr. 129/
1958, in der Fassung der Finanzstrafgesetznovelle
1975, BGBl. Nr. 335, als verfassungswidrig aufge-
hoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. Sep-
tember 1989 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky
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